
Klage, eingereicht am 26. April 2012 — HTTS/Rat 

(Rechtssache T-182/12) 

(2012/C 174/47) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Parteien 

Klägerin: HTTS Hanseatic Trade Trust & Shipping GmbH (Ham­
burg, Deutschland) (Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwälte J. 
Kienzle und M. Schlingmann) 

Beklagter: Rat der Europäischen Union 

Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— die Verordnung (EU) Nr. 267/2012 des Rates vom 23. März 
2012 über restriktive Maßnahmen gegen Iran und zur Auf­
hebung der Verordnung (EU) Nr. 961/2010 insoweit für 
nichtig zu erklären, als sie die Klägerin betrifft; 

— den Rat zu verurteilen, die Kosten des Verfahrens, insbeson­
dere die Aufwendungen der Klägerin, zu tragen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Zur Stützung der Klage macht die Klägerin drei Klagegründe 
geltend. 

1. Erster Klagegrund: Verletzung der Verteidigungsrechte der 
Klägerin 

— Der Rat habe das Recht der Klägerin auf effektiven 
Rechtsschutz und insbesondere das Begründungserfor­
dernis verletzt, indem er für die erneute Aufnahme der 
Klägerin in die Listen der Personen, Organisationen und 
Einrichtungen, die gemäß Art. 23 der angegriffenen Ver­
ordnung restriktiven Maßnahmen unterliegen, keine aus­
reichende Begründung geliefert habe. 

— Der Rat habe das Recht der Klägerin auf rechtliches 
Gehör verletzt, indem er der Klägerin nicht die Möglich­
keit gegeben habe, vorab zu der erneuten Aufnahme in 
die Sanktionslisten Stellung zu nehmen und dadurch 
eine Überprüfung durch den Rat zu veranlassen. 

2. Zweiter Klagegrund: Fehlende Grundlage für die erneute 
Aufnahme der Klägerin in die Sanktionslisten 

— Die vom Rat für die erneute Aufnahme der Klägerin in 
die Sanktionslisten genannten Gründe würden ihre er­
neute Aufnahme nicht tragen und seien inhaltlich falsch. 
Insbesondere stehe die Klägerin nicht unter der Kontrolle 
der IRISL. 

— Die Aufnahme der Klägerin in die Sanktionslisten beruhe 
auf einer offensichtlichen Fehleinschätzung ihrer Situa­
tion und ihrer Tätigkeiten durch den Rat. 

3. Dritter Klagegrund: Verletzung des Grundrechts der Klägerin 
auf Achtung des Eigentums 

— Die erneute Aufnahme der Klägerin in die Sanktionslis­
ten stelle einen nicht gerechtfertigten Eingriff in ihr 
Grundrecht auf Eigentum dar, weil die Klägerin aufgrund 
der unzureichenden Begründung durch den Rat nicht 
nachvollziehen könne, aus welchen Gründen sie in die 
Liste der von den Sanktionen betroffenen Personen auf­
genommen worden sei. 

— Die Aufnahme der Klägerin in die Sanktionslisten stelle 
einen unverhältnismäßigen Eingriff in ihre Eigentums­
rechte dar und sei offensichtlich ungeeignet zur Erfül­
lung der mit der angegriffenen Verordnung verfolgten 
Zwecke. Jedenfalls gehe sie über das für die Erreichung 
dieser Zwecke Erforderliche hinaus. 

Klage, eingereicht am 23. April 2012 — HUK- 
Coburg/Kommission 

(Rechtssache T-185/12) 

(2012/C 174/48) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Parteien 

Kläger: HUK-Coburg Haftpflicht-Unterstützungs-Kasse kraftfah­
render Beamter Deutschlands a.G. in Coburg (Coburg, Deutsch­
land) (Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwälte A. Birnstiel, H. 
Heinrich und A. Meier) 

Beklagte: Europäische Kommission 

Anträge 

Der Kläger beantragt, 

— die Entscheidung der Europäischen Kommission vom 23. 
Februar 2012, mit der ein Antrag des Klägers auf Zugang 
zu bestimmten Dokumenten eines Kartellverfahrens 
(COMP/39.125 — Carglass) abgelehnt wurde, für nichtig 
zu erklären; 

— der Beklagten ihre eigenen Kosten und die Kosten des Klä­
gers aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Zur Stützung der Klage macht der Kläger vier Klagegründe gel­
tend. 

1. Erster Klagegrund: Keine Prüfung der einzelnen im Antrag 
bezeichneten Dokumente 

Im Rahmen des ersten Klagegrundes macht der Kläger gel­
tend, dass die Entscheidung nicht auf einer konkreten und 
individuellen Prüfung jedes einzelnen Dokumentes beruhe. 
Nach Auffassung des Klägers basiere die angefochtene Ent­
scheidung auf der rechtsfehlerhaften Annahme, dass im vor­
liegenden Fall eine allgemeine Vermutung für das Eingreifen 
eines Ausnahmetatbestandes bestehen würde.
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